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Handelnd aufgrund Art. 83 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europäischen Union vom 25. September 2012 beantragt der Nationale Justizrat (Krajowa Rada Sądownictwa) die Wiedereröffnung der mündlichen Etappe des Verfahrens in den Sachen: C-585/18, C-624/18 und C-625/18.



BEGRÜNDUNG

Mit Rücksichtnahme darauf, dass sowohl die Satzung des Gerichtshofes der Europäischen Union, als auch die Verfahrensordnung des Gerichtshofes der Europäischen Union, den Parteien keinerlei Möglichkeiten einräumen, ihre Bemerkungen über die vom Generalanwalt dargestellten Schlussanträge (Urteil vom 23. Januar 2018, F. Hoffmann-La Roche u.a., C-179/16, EU:C:2018:25, Pkt. 39 samt der dort angegebenen Rechtsprechung), zu äußern, und zwar unter Berücksichtigung der wesentlichen Rolle, welche eine Verhandlung, die Ausdruck des Grundsatzes der Waffengleichheit und der Gewährleistung der Erforschung der Wahrheit ist, in dem Verfahren spielt, stellt der Nationale Justizrat Folgendes dar.

I

1. Im Zusammenhang mit der Veröffentlichung am 27. Juni 2019 vom Generalanwalt Evgeni Tanchev seiner Schlussanträge in den verbundenen Sachen C-585/18, C-624/18 und C-625/18, beantragt der Nationale Justizrat die Eröffnung der mündlichen Etappe des Verfahrens vor dem Gerichtshof der Europäischen Union (Art. 83 der Verfahrensordnung des Gerichtshofes).
1. Der Auffassung des Rates nach zeugt der Inhalt der dargestellten Schlussanträge davon, dass die Umstände des vor dem Gerichtshof der europäischen Union anhängigen Verfahrens nicht hinreichend geklärt sind, was die Erforderlichkeit der Abgabe von zusätzlichen Erklärungen oder der Durchführung von Beweisen begründet. Der Generalanwalt stützte seine Schlussanträge auf Tatsachen und Argumenten, die nicht Gegenstand der Diskussion zwischen den Parteien waren, lies die Angelegenheiten, die vom Nationalen Justizrat angesprochen wurden, weg, nannte als Rechtsquellen Empfehlungen und Postulate der Gemeinschaft von „europäischen und internationalen“ Organisationen (insbesondere Pkt. 125-126 der Schlussanträge) – ohne Angabe des Inhalts und der bibliographischen Angabe – die keine Rechtsquellen sind, aber mit denen er die in den Generalklauseln enthaltenen Lücken der Unabhängigkeit des Gerichtswesens und der richterlichen Unabhängigkeit ausfüllen will (Pkt. 125 der Schlussanträge), was aus rechtsmaterieller Perspektive in erster Linie den Grundsatz der Rechtstaatlichkeit im engeren Sinne verletzt, und aus dem verfahrensrechtlichen Gesichtspunkt unvereinbar ist mit dem grundlegenden Grundsatz, der in dem Verbot besteht, in einem Verfahren aufgrund eines Arguments zu entscheiden, welches nicht Gegenstand der zwischen den Parteien oder Einheiten im Sinne von Art. 23 der Satzung abgehaltenen Diskussion war. Somit wurde die Erforderlichkeit dargelegt, vertiefte von dem Nationalen Justizrat erarbeitete Argumente darzustellen.



II

1. Der Generalanwalt hat sich in den zum Verfahren vorgelegten Schlussanträgen nicht hinreichend zu der von den Parteien hervorgehobenen grundlegenden Angelegenheit, die mit der im Verfahren vorgebrachten Unzulässigkeit von Vorabentscheidungsersuchen, welche vom nationalen Gericht gestellt wurden, zusammenhängt, geäußert. In dem Punkt 91 der Schlussanträge hat der Generalanwalt nur betont, dass es für die Anwendung des Vorabentscheidungsverfahrens erforderlich ist, dass das Verfahren vor dem vorlegenden Gericht, in welchem die von der Entscheidung des Gerichtshofs abhängige Entscheidung zu erlassen ist, tatsächlich anhängig ist, sowie, dass dem Gerichtshof zu ermöglichen ist, jegliche Schätzungen im Zusammenhang mit der Erfüllung seiner eigenen Aufgaben, insbesondere zwecks der Festlegung seiner eigenen Zuständigkeit, vorzunehmen. In den Punkten 97-100 der Schlussanträge beschränkt sich der Generalanwalt dagegen auf die Vorbringung des Standpunkts des nationalen Gerichts, dass das Gesetz vom 21. November 2018 die strittigen Vorschriften des nationalen Rechts und dessen Rechtswirkungen nicht ex tunc aufgehoben hat, was dem Sachverhalt aus folgenden Gründen offensichtlich widerspricht.
− In den Verfahren mit dem Az. C-585/18 sowie C-624/18 und C-625/19 wird der Eintritt der Richter des polnischen Obersten Gerichts (Sąd Najwyższy) und des Hauptverwaltungsgerichts (Naczelny Sąd Administracyjny) nach Maßgabe des Art. 111 § 1 des Gesetzes über das Oberste Gericht in den Ruhestand bezweifelt. Mittlerweile ist am 1. Januar 2019 das oben angeführte Gesetz vom 21. November 2018 über die Änderung des Gesetzes über das Oberste Gericht in Kraft getreten, aufgrund dessen Richter, die in der oben genannten Weise in den Ruhestand traten, nach Maßgabe der bisherigen Bedingungen auf ihre Posten wiedereingesetzt wurden und ihr Richterdienst als ununterbrochen gilt. Die obige Änderung der Rechtsregelungen, unter Berücksichtigung der Übergangsvorschriften bedeutet, dass es dazu gekommen ist, dass die Richter des Obersten Gerichts und des Hauptverwaltungsgerichts, die aufgrund der in Frage gestellten Vorschriften in den Ruhestand getreten sind, wieder in den aktiven Richterdienst eingesetzt wurden. Dies führt dazu, dass das Verfahren, welches vor dem vorlegenden Gericht geführt wird, gegenstandslos geworden ist. Die Notwendigkeit der Einstellung des von dem Gerichtshofs geführten Verfahrens (C-585/18), welches durch die Berufung eines Richters gegen das Gutachten des Nationalen Justizrates in Sachen der Einwilligung der weiteren Ausübung des Richterdienstes durch einen Richter, der das Alter des Eintritts in den Ruhestand erreicht hat, initiiert wurde, geht direkt aus Art. 4 Abs. 1 des Änderungsgesetzes hervor. Dagegen wird in dem Verfahren C-624/18 und C-625/18 über die Feststellung des Bestehens des Dienstverhältnisses eines Richters am Obersten Gericht im aktiven Dienst hinsichtlich Richter, die in den aktiven Dienst eingesetzt wurden, das nationale Gericht aufgrund des Art. 4 Abs. 2 des Änderungsgesetzes zur Einstellung der Verfahren verpflichtet.
·  Darüber hinaus, stellte in dem Verfahren C-624/18 und C-625/18 die tatsächlich fehlende Möglichkeit der Entscheidung über die in die Zuständigkeit der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts fallenden Sachen aufgrund der fehlenden Ernennung von Richtern zu dieser Kammer den Gegenstand des vorgebrachten Angelegenheit dar. Es ist in Betracht zu ziehen, dass noch vor der Stellung der Vorlagefragen an das Gerichtshof durch die Kammer für arbeitsrechtliche und sozialversicherungsrechtliche Angelegenheiten am Obersten Gericht (Izba Pracy i Ubezpieczeń Społecznych Sądu Najwyższego), der Präsident der Republik Polen Richter zu Richtern der Disziplinarkammer dieses Gerichts ernannt hat. Diese Kammer kann daher über die von den Richtern eingelegten Sachen entscheiden, was dazu führt, dass die gestellten Vorlagefragen gegenstandlos sind.
Die vor dem vorlegenden Gericht anhängigen Sachen können daher nicht mit einen rechtskräftigen Urteil beendet werden, was dazu führt, dass die Frage unzulässig ist. Deswegen ist anzuerkennen, dass die Voraussetzungen im Sinne des Art. 267 des Vertrages über die Funktionsweise der Europäischen Union nicht vorliegen, weil die Beantwortung der Frage für den Erlass des Urteils nicht notwendig ist.

III

1. Grundlage der Thesen in den Schlussanträgen des Generalanwalts sind die fehlerhaften Beurteilungen der Sach- und Rechtslage, die den Umständen des Falls nicht entsprechen. Um zum besseren Verständnis der Sache und ihrer Auswirkungen beizutragen, ist der Nationale Justizrat daher der Auffassung, dass es notwendig ist, einige Elemente der Sache vollständiger darzustellen, was einen wesentlichen Einfluss auf die Entscheidung der Sache im folgenden Umfang haben kann.
1. Einer ausführlichen und konkreten Verifizierung bedarf die Feststellung der Tatsache, die darin besteht, dass die Nichterfüllung der Voraussetzung der Unabhängigkeit des Gerichts, d. h. der Disziplinarkammer, aus dem mangelhaften Model der Gestaltung und der Funktionsweise des Nationalen Justizrates, die – wie der Generalanwalt annimmt – keine Unabhängigkeit von der Legislative und Exekutive gewährleistet, hervorgeht.
1. Der Generalanwalt leitet die oben genannte These ab, indem er sich auf die Urteile des Europäischen Gerichtshofes für Menschendrechte in den Sachen Guðmundur Andri Ástráðsson gegen Island und Denisov gegen die Ukraine beruft, obwohl diese Urteile, wie er sogar selbst anmerkt (Pkt. 123), sich von den Umständen der Sachen, auf die sich die in der vorliegenden Sachen gestellten Vorlagefragen beziehen, unterscheiden. Wesentliche Unterschiede in den Umständen, in denen die Urteile erlassen wurden im Verhältnis zu der zu entscheidenden Sache führen dazu, dass die Anführung deren Thesen, die aus dem Kontext gerissen von dem Generalanwalt in entstellter Form vorgebracht werden, unberechtigt ist.
1. Die Lektüre dieser Entscheidungen weist dabei nicht darauf hin, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte angenommen hat, dass die richterliche Unabhängigkeit durch die Unabhängigkeit des ernennendes Organs gewährleistet wird, so wie der Generalanwalt dies in seinen Schlussanträgen darstellt. In der Sache Denisov v. die Ukraine wurde die Beschwerde eines von seinem Amt abberufenen Gerichtspräsidenten abgelehnt. Der Rat sieht keinen Zusammenhang mit dem Verfahren in der vorliegenden vor dem Gerichtshof der Europäischen Union geführten Sache. In der Sache gegen Island (CE:ECHR:2019:0312JUD002637418, insbesondere §§ 103, 121–123) beurteilte der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte die nationale Prozedur der Ernennung zum Richter und ist zu der Schlussfolgerung gekommen, dass die Verletzung dieser Prozedur im Zuge der Richterauswahl eine Verletzung des Art. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention darstellt. Der Generalanwalt stützte die Verletzung der Prozedur der Ernennung zu Richtern in dem polnischen System, wie bereits oben angemerkt, auf nicht nachvollziehbaren Materialien, obwohl gemäß Art. 288 Unterabsatz 5 des Vertrages über die Funktionsweise der Europäischen Union sogar Empfehlungen und Gutachten der Institutionen der Union keinen verbindlichen Charakter für ihre Adressaten aufweisen. Schon im Lichte dieser vertraglichen Regelung ist es etwas unzulässiges, dass Empfehlungen und Gutachten von außerhalb der europäischen Union liegender Experten-Organisationen – mit einem allgemeinen Charakter und ex cathedra formuliert, als Schlussfolgerungen de lege ferenda- einen verbindlichen Charakter haben – das erstens. Zweitens, hat der Generalanwalt die Sondervoten, die zu diesem Urteil eingelegt und von dem Vertreter des Nationalen Justizrates auf der Verhandlung am 14. Mai 2019 vorgebracht wurden, vollständig außer Acht gelassen. Darüber hinaus hat weder der Generalanwalt, noch eine andere Partei der Prozedur der Ernennung der Richtern für die Disziplinarkammer eine Verletzung des nationalen Rechts vorgeworfen. Die Anführung dieser Entscheidungen ist daher vollständig unberechtigt. Die subjektive Auffassung des Generalanwalts findet keine Grundlage in den tatsächlichen Fakten.
1. Die fehlende Adäquatheit der in den Schlussanträgen für diese Sache angeführten Entscheidungen führt dazu, dass es erforderlich wird, eine tatsächliche und tiefgreifende Untersuchung durchzuführen, ob die geltenden nationalen Vorschriften bezüglich der Ernennung der Richter der Disziplinarkammer ihr Unabhängigkeit gewährleisten, und den Richtern – richterliche Unabhängigkeit im Sinne der Unabhängigkeit von Legislative und Exekutive. Es ist dabei zu bemerken, dass der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte an einer anderen Stelle (Beschluss Filipini gegen San Marino vom 26. August 2003, Beschwerde Nr. 10526/02 und die dort angegebene Rechtsprechung) ausführt, dass die Auswahl der Richter durch das Parlament nicht automatisch bedeuten wird, dass die in dieser Weise gewählte Zusammensetzung nicht unabhängig sein wird. Wenn ein solches Gericht nicht in Übereinstimmung mit den Anweisungen des Parlaments handeln wird und keine Möglichkeit der Abberufung der Richter durch das Organ, welches sie ausgewählt hat, gegeben wird, und zwar im Falle der Nichterfüllung der Anweisungen bezüglich der Entscheidung von Rechtssachen, dann darf ein solches gerichtliches Organ als „Gericht“ im Sinne der Europäischen Menschenrechtskonvention angesehen werden.
Wie in diesem Beschluss des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte gelesen werden kann: „Der Gerichtshof erinnert zunächst daran, dass bei der Entscheidung, ob ein Gericht als „unabhängig“ angesehen werden kann, insbesondere die Art und Weise der Ernennung und Amtszeit seiner Mitglieder, das Bestehen eines Schutzes gegen äußeren Druck und die Frage, ob ein Anschein von Unabhängigkeit besteht oder nicht, zu berücksichtigen sind. In diesem Zusammenhang kann ihre bloße Wahl durch das Parlament die Unabhängigkeit der Richter nicht beeinträchtigen, wenn sich aus ihrem Status ergibt, dass sie nach ihrer Ernennung keinem Druck oder keiner Anweisungen des Parlaments unterliegen und ihre Funktionen in völliger Unabhängigkeit ausüben (siehe mutatis mutandis, Crociani u. A. gegen Italien, Entscheidung der Kommission vom 15. Dezember 1980, Anträge Nr. 8603/79, 8722/79, 8723/79 und 8729/79, D.R. 22, S. 147 - 191). Aus dem oben genannten Gesetz vom 28. Oktober 1992 und insbesondere dessen Artikel 1 ergibt sich jedoch, dass dies in diesem Fall tatsächlich der Fall ist“.
1. Der Nationale Justizrat argumentiert, dass die Verbindung der Auswahl des Richters mit seiner Unabhängigkeit, und insbesondere die Betrachtung des ernennenden Organs als eines zur Sphäre der richterlichen Unabhängigkeit gehörenden Elements im Lichte der vorgebrachten Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte unzulässig ist. Darüber hinaus wird in der deutschen Rechtslehre, die sich auf die dortige öffentlich-rechtliche Rechtsprechung stützt, auf ein wesentliches Defizit hingewiesen, wenn es um die demokratische Legitimation der Judikative geht, und als Remedium wird u. A. die Stärkung der organisatorisch-personellen Legitimation durch Sicherstellung des entscheidenden Einflusses auf die richterliche Ernennung von Trägern, die eine ausreichende demokratische Legitimation haben, vorgeschlagen. Wobei umstritten ist, welche Rolle in dem Richterwahlausschuss im Sinne des Art. 98 Abs. 4 des deutschen Grundgesetzes, ein Organ der Exekutive zu spielen hat. Die Angelegenheit der Art der Richterauswahl gehört zu den am meisten umstrittenen Fragen hinsichtlich der Diskussion über die richterliche Unabhängigkeit in der BRD (B. Grzeszick, Art. 20 GG in: Th. Maunz, G. Dürig (Hrsg.), Grundgesetz. Kommentar, München 2018, Aufl. 82, Rn. 238-243; F. Wittreck, Die Verwaltung der dritten Gewalt, Tübingen 2006, s. 127 ff.). Laut dem vorgebrachten Schrifttum, wäre die demokratische Legitimation der Mitglieder des Richterwahlausschusses ausreichend, wenn ihre Mitglieder, welche das Umfeld von Richtern und Rechtsanwälten vertreten, von dem Parlament gewählt wurden, unabhängig von den von diesem Berufsumfeld dargestellten Verzeichnissen. In dem Beschluss vom 23. Juli 1998 (1 BvR 2470/94) hat das deutsche Bundesverfassungsgericht die Grundsätze der Wahl der Richter am Bayerischen Verfassungsgerichtshof durch das Parlament dieses Bundeslandes mit einfacher (nicht qualifizierter) Stimmenmehrheit als verfassungskonform angesehen. Der Gerichtshof hat betont, dass eine wesentliche Bedeutung für die Unabhängigkeit nicht der Art der Richterwahl, sondern der Beachtung durch die Richtern der Grundsätze der richterlichen Würde und Ethik zukommt.

IV

1. Die fehlende Einbettung der These des Generalanwalts in die Sach- und Rechtslage des Falls, führt zu der Erforderlichkeit, entsprechende diesbezügliche Feststellungen zu treffen. Einer vertieften Analyse bedarf insbesondere der geschichtliche Gesichtspunkt der bestehenden Erfordernis der Durchführung von Änderungen in den vorher geltenden nationalen Regelungen, die im Zusammenhang mit dem Disziplinarverfahren von Personen welche die das öffentliche Vertrauen genießenden Berufe ausüben, stehen.
1. In diesem Umfang besteht ein wesentliches Argument darin, dass die Grundlage für die Gründung der Disziplinarkammer am Obersten Gericht die Erforderlichkeit darstellte, eine effiziente und überschaubare gerichtliche Kontrolle hinsichtlich der Beachtung von ethischen Normen durch Personen, welche die das öffentliche Vertrauen genießende Berufe ausüben, zu schaffen. Die Ausgliederung der Disziplinarkammer am Obersten Gericht für die Entscheidung über Disziplinarfälle war mit der Erforderlichkeit der Stärkung von Transparenz und Zugänglichkeit eines solchen Verfahrens für die Gesellschaft begründet. Die Unterwerfung solcher Fälle der Kontrolle des Obersten Gerichts gewährleistete einen höheren Standard im Vergleich zu dem vorher geltenden Standard, in dem diese Funktion von den körperschaftlichen Disziplinargerichten wahrgenommen wurde, und die durch ihre Gestaltung und Funktionsweise in der polnischen Gesellschaft den Eindruck weckten, dass sie nicht objektiv sind und zu Gunsten der beschuldigten Richter handeln. Das Obige wurde mit der Gründung der Disziplinarkammer geändert.




V

1. Wesentlich ist mit Rücksichtnahme auf den Gegenstand des durch die Vorlagefrage eingeschränkten Verfahrens eine klare Abgrenzung der Unabhängigkeit des Gerichtswesens und der richterlichen Unabhängigkeit, die zwar miteinander zusammenhängen, aber gesonderte Werte darstellen, welche die europäischen Standards der Realisierung des Rechts der Partei auf ein faires Verfahren gewährleisten. Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte betonte in dem Fall Kleyn und andere v. Holland (Urteil vom 6. Mai 2003, Beschwerden Nr. 3934/98, 39654/98, 43147/98, 46664/99, RJD 2003-VI, § 193), dass weder in dem Art. 6, noch in einer anderen Vorschrift der Europäischen Menschenrechtskonvention eine Anforderung der Anwendung in den Vertragsstaaten irgendeiner Konzeption bezüglich der Zulässigkeit der Grenzen der Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Gewalten geregelt wurde. Es stellt sich immer die wesentliche Frage, ob in dem jeweiligen Fall die Voraussetzungen dieser Konvention erfüllt wurden. In dem Beschluss im Fall Clarke v. Großbritanien vom 25. August 2005 (Beschwerde Nr. 23695/02 http://echr.ketse.com) hat der Gerichtshof ausgeführt, dass der bloße Umstand, der darin besteht, dass die Exekutive die Richter ernennt und abberuft, keine Verletzung der Europäischen Menschenrechtskonvention darstellt, soweit die Ernannten unabhängig von den Einflüssen und der Druckausübung bei der Ausübung ihrer Funktion bleiben. Dieser Entscheidung können wir Folgendes entnehmen: „[....] Der Gerichtshof ist der Ansicht, dass ein objektiver Beobachter unter den Umständen des vorliegenden Falls keine Gründe zur Besorgnis über die Möglichkeit der Abberufung eines Richters hätte, und dass die Richter am Amtsgericht (district judges) und am Bezirksgericht (circuit judges), die sich mit dem Fall befassten, die Anforderungen des Artikels 6 hinsichtlich der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit erfüllten“. Ähnlich entschied der Gerichtshof in dem Fall Majoran v. Italien (Beschluss vom 26. Mai 2005, Beschwerde Nr. 75117/01, http://echr.ketse.com) indem er feststellte, dass die bloße Tatsache, dass die Richter an den Verwaltungsgerichten durch lokale Verwaltungsbehörden ernannt werden, keine Bedenken hinsichtlich ihrer Unabhängigkeit hervorrufen kann, und zwar unter der Bedingung, dass sie ihre Funktion unabhängig ausüben. Laut dieser Entscheidung: „In diesem Zusammenhang kann allein ihre Ernennung durch die Region die Unabhängigkeit der Richter nicht gefährden, wenn aus ihrem Status hervorgeht, dass sie nach ihrer Ernennung nicht dem Druck oder den Anweisungen der Region ausgesetzt sind und ihre Funktionen in völliger Unabhängigkeit ausüben (siehe mutatis mutandis, Crociani u. A. gegen Italien, Entscheidung der Kommission vom 15. Dezember 1980, Anträge Nr. 8603/79, 8722/79, 8723/79 und 8729/79, D. R. 22, S. 147 191)“.
1. In diesem Umfang verdient in Bezug auf die gewährleistete richterliche Unabhängigkeit, welche als Nichtbestehen von Vorurteilen und Tendenziosität verstanden wird, die stark in der polnischen Rechtsordnung verwurzelte Prozedur des Ausschlusses eines Richters von einem Verfahren, die zum Ziel hat, jegliche begründete Befürchtungen hinsichtlich der ein Bestandteil der richterlichen Unabhängigkeit darstellenden Unparteilichkeit, auszuschließen, besondere Aufmerksamkeit.
VI

1. Einer erneuten und tiefgreifenden Prüfung bedürfen daher die Umstände, welche dem Generalanwalt die Annahme der These erlaubten, dass die gegenwärtige Form des Nationalen Justizrates keine hinreichende Unabhängigkeit und Autonomie des Gerichtswesens in Polen, sowie des bloßen Rates, gewährleistet. Anscheinend ist die diesbezügliche Vorbringung der Empfehlungen des Europäischen Netzes der Räte für das Justizwesen oder der Berichte über die Justizräte, welche rechtlich gesehen unverbindlich sind, ungenügend. Das Obige zieht Meinung des Nationalen Justizrates nach sich, dass es im Rahmen der dargestellten Vorlagefrage erforderlich ist zu klären, ob das geltende Rechtssystem ausreichende Garantien für die Unabhängigkeit von Gerichten und für die richterliche Unabhängigkeit gewährleistet.
1. Aus der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (Entscheidung Coëme und andere gegen Belgien vom 22. Juni 2000, Beschwerden Nr. 32429/96, 32547/96, 32548/96, 32209/96 und 32210/96 EGMR 2000-VII) geht ausdrücklich hervor, dass es für die Gewährleistung der richterlichen Unabhängigkeit im Rahmen der gerichtlichen Organe die als „Gericht“ angesehen werden, wesentlich ist, dass die Amtszeit dieser Personen ausreichend lang ist. Im Endeffekt werden als Gerichte im Sinne von Art. 6 der Europäischen Menschenrechtskonvention keine ad hoc gebildete Organe anerkannt.
1. Der Generalanwalt bemerkt, dass es erforderlich ist, die Kontinuität des Funktionsausübung durch eine solche Festlegung der Amtszeit von Justizräten zu sichern, sodass sie nicht zu dem gleichem Zeitpunkt endet und/oder nicht nach den Parlamentswahlen verlängert wird, und deren Mitglieder sollten nicht vor ihrem Ablauf abberufen werden (Pkt. 127). Entgegen den Behauptungen des Generalanwalts, die auf falschen Ermittlungen beruhen, entspricht die nationale Regelung bezüglich des kollektiven Organs, welches die Unabhängigkeit der Gerichte und die richterliche Unabhängigkeit zu wahren hat und sich in dem Nationalen Justizrates verwirklicht, den obigen Voraussetzungen.
1. An dieser Stelle ist zu beachten, dass der Nationale Justizrat hinsichtlich der Amtszeit seiner Mitglieder kein einheitliches Organ ist, denn die Mandate aller Mitglieder des Nationalen Justizrates erlöschen nicht zu dem gleichen Zeitpunkt. Im Rahmen der Struktur des Nationalen Justizrates sind verschiedene Kategorien von Mitgliedern, dessen Amtszeiten zu verschiedenen Zeitpunkten ablaufen, existent. Die eine Gruppe besteht aus 15 Richtern – Mitgliedern des Nationalen Justizrates, eine andere – aus einer Gruppe von 6 Parlamentsabgeordneten. Die Amtszeiten finden keine Anwendung auf diejenigen Mitglieder, die nicht gewählt wurden, und zwar: den Ersten Vorsitzenden des Obersten Gerichts (Pierwszy Prezes Sądu Najwyższego) und den Vorsitzenden des Hauptverwaltungsgerichts (Prezes Naczelnego Sądu Administracyjnego), den Justizminister (Minister Sprawiedliwości) sowie ein vom Präsidenten der Republik Polen genanntes Mitglied. Entgegen den Behauptungen des Generalanwalts hat der Nationale Justizrat die Behauptung über „die Unterbrechung der Amtszeit der Richter – Mitglieder des Rates“ bezweifelt. Die Auflösung der Mandate mancher Richter – Mitglieder des Nationalen Justizrates in 2018 war eine Folge der Ausführung des Urteils des polnischen Verfassungsgerichtshofs (Trybunał Konstytucyjny) in der Sache 
K 5/17. Aus dem Gutachten des Generalanwalts ergibt sich eine missverständliche Wahrnehmung dieser Angelegenheit, die zu klären ist, soweit der Gerichtshof sie als wesentlich im Hinblick auf seine Entscheidung erachtet. Das Gesetz von 2011 über den Nationale Justizrat führte– entgegen der vorherigen Regelung – individuelle Amtszeiten für gewählte Mitglieder – Richter ein. Die individuellen Amtszeiten betrafen keine Parlamentsabgeordneten beider Kammern- weder im Sejm noch im Senat – sie betrafen auch keine Mitglieder des Nationalen Justizrates. Das Gesetz von 2011 sanktionierte eine Vorgehensweise, mit der im Jahre 2002 von dem Nationalen Justizrat selbst angefangen wurde. Der Gerichtshof entschied in der Sache K 5/17, dass das Gesetz von 2011 in diesem Bereich verfassungswidrig ist. Er stellte fest, dass die polnische Verfassung (Konstytucja) Gruppen-Amtszeiten (vierjährige) vorgesehen hat, und zwar andere für Gruppen von Parlamentsabgeordneten in beiden Parlamentskammern (Sejm und Senat), andere für gewählte Richter - Mitglieder des Nationalen Justizrates. Die Amtszeit des richterlichen Teils des Nationalen Justizrates, die gemäß der Verfassung der Republik Polen berechnet wurde, ist in März 2018 abgelaufen. Die These der Schlussanträge des Generalanwalts „über die Abberufung der Mitglieder des Nationalen Justizrates vor dem Ablauf der Amtszeit“ (Pkt. 127) wiederholt den falschen Standpunkt, welcher von einigen Verfahrensparteien präsentiert wurde. Wie der Generalanwalt feststellt, „sollte die Amtszeit der Mitglieder der Justizräte nicht nach den Parlamentswahlen verlängert werden“ (Pkt. 127). Dieser Standpunkt ist unverständlich, weil die Parlamentswahlen in Polen im Oktober 2015 stattgefunden haben und die neuen Mitglieder des Nationalen Justizrates im März 2018 gewählt wurden. Es fällt schwer, diesen Zeitraum als eine Zeit „nach den Parlamentswahlen“ einzuschätzen. Ferner, wenn man dem Verständnis der Schlussanträge des Generalanwalts folgt, könnte jedes Datum als „nach den Parlamentswahlen“ angesehen werden. Es stellt sich die Frage, ob der Generalanwalt die Meinung vertritt , dass die Mitglieder des Nationalen Justizrates für eine lebenslange Amtszeit zu berufen sind?
1. Der Generalanwalt nimmt dabei a priori an, dass die Art der Berufung von Richtern – Mitgliedern des Nationalen Justizrates die Unabhängigkeit des Rates gegenüber der Legislative und Exekutive schwächt. Jedoch bedarf die Annahme einer solchen Schlussfolgerung, mit Rücksichtnahme auf die Ernsthaftigkeit der Vorwürfe – einer Untersuchung und der Präzisierung eines hypothetischen Vorgangs, welcher – womit man einverstanden sein sollte – höchst unerwünscht ist. Diese Angelegenheit ist jedoch keineswegs mehr mit der Unabhängigkeit der durch dieses Organ ernannter Richter in Verbindung zu bringen, weil die beiden Begriffe unterschiedliche Bedeutung haben. Diese Angelegenheit bedarf einer Untersuchung, soweit der Gerichtshof diese als wesentlich anerkennt.
1. Als unzureichend ist die Verwendung von solchen Ausdrücken anzusehen, wie „ein vermittelter Eindruck“, „der Eindruck einer fehlenden objektiven Unabhängigkeit“, die unbestimmte und abstrakte Begriffe darstellen. Die Bezweiflung des Status der nach der nationalen Prozedur gewählten Kandidaten für das Richteramt am Obersten Gericht und den vom in einer allgemeinen Wahl gewählten Präsidenten der Republik Polen zum Richter ernannten Richtern, sollte wenigstens höchst glaubhaft gemacht werden und nicht nur auf den persönlichen Eindrücken oder der subjektiven Meinung des Generalanwalts beruhen. Der Nationale Justizrat ist der Meinung, dass eine solche unberechtigte Hinterfragung des Status eines Richters seine Garantien der Unabhängigkeit (Unabsetzbarkeit), die Rechtssicherheit und die Grundsätze der Rechtstaatlichkeit, die der Generalanwalt scheinbar schützen will, verletzt.
1. [bookmark: _GoBack]Es ist zu betonen, dass die Auswahl der Richter zum Nationalen Justizrat durch die Parlamentskammer Sejm der Republik Polen keine Ausnahme in den bestehenden nationalen Prozeduren bei der Besetzung von hohen öffentlichen Ämtern ist. Als Beispiel kann der Bürgerschutzbeauftragter (Rzecznik Praw Obywatelskich) dienen, der durch die Parlamentskammer Sejm der Republik Polen mit Zustimmung der Parlamentskammer Senat der Republik Polen berufen wird (Art. 209 Abs. 1 der Verfassung der Republik Polen). Die Anwendung einer solchen Lösung bedeutet jedoch keine Vertretung der Legislative durch ein solches Organ.
1. In dem Punkt 126 der Schlussanträge gibt der Generalanwalt sogar zu, dass es kein einheitliches Model gibt, das bei der Gründung des Rates anzuwenden sei; sogar das Bestehen des Rates ist nicht obligatorisch. Die nationalen Regelungen in den Mitgliedstaaten bedienen sich verschiedener Lösungen in diesem Bereich. Dies sollte zu einer selbstverständlichen Konklusion führen, dass die Prozedur der Ernennung von Richtern als eine autonome nationale Regelung gestaltet werden kann und daher kein Gegenstand des Unionsrecht darstellt, weil sie mit den Mindeststandards, welche an die richterliche Unabhängigkeit gestellt werden und von der nationalen Gesetzgebung zu beachten sind, nicht zusammenhängt.
1. Der Meinung des Nationalen Justizrates nach, sollte das Fehlen von einheitlichen verfassungsrechtlichen Lösungen in den Mitgliedstaaten bei nicht festgelegten europäischen Standards sich nicht negativ auf die Beurteilung einer jeweiligen Lösung der nationalen Rechtsordnung auswirken. Der Umstand, dass der Nationale Justizrat zusammen mit dem Präsidenten der Republik Polen an der Ernennung von Richtern teilnimmt, erfordert, dass die Richter, die Mitglieder des Rates sind, eine entsprechende demokratische Legitimation haben, und nicht nur eine körperschaftliche, sowie solche Qualifikationen und persönliche Eigenschaften haben, dass sie dieser Funktion nachkommen können.
1. Aus dieser Perspektive bedürfen die angenommenen nationalen Lösungen einer tiefgreifenden Analyse im Bereich der gegenseitigen Abhängigkeiten der Ernennung der Richter zu den Mitgliedern des Nationalen Justizrates in Wege einer Abstimmung im Sejm (was als Quelle deren zusätzlichen demokratischen Legitimation angesehen werden kann) und zwar im Hinblick auf die Möglichkeit ihrer Politisierung und Abhängigmachung von der Regierung.

VII

1. Es ist dabei zu berücksichtigen, dass an den Stellen, wo ein merkbares Bedürfnis der Vereinheitlichung der Prozedur der Ernennung der nationalen Organe besteht, der europäische Gesetzgeber den Anforderungen der Rechtsbestimmtheit nachkommt und die Pflichten des nationalen Gesetzgebers präzise festlegt.
1. Als Beispiel kann der Art. 53 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 45/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung; Dz. U. L 119 vom 4.5.2016) dienen, der die allgemeinen Bedingungen bezüglich der Mitglieder des Aufsichtsorgans festlegt. Diese Vorschrift legt ein Katalog von Organen fest, welche die Mitglieder des Aufsichtsorgans wählen dürfen, und zwar unter den die Auswahl der Lösung dem Mitgliedstaat obliegt. In den folgenden Artikeln dieser Verordnung wurden andere aus dem Blickwinkel der einheitlichen Grundsätze wesentlichen Elemente, welche von jedem Mitgliedstaat zu berücksichtigen sind, darunter Grundsätze und Prozeduren der Ernennung von Mitgliedern oder der Dauer ihrer Amtszeit genannt.
1. In dem Fall der Mitglieder der Justizräte fehlt eine Regelung, welche die unionsrechtlichen Standards ihrer Wahl festlegen würde. Es ist einfach unmöglich, für die Bewertung einer von dem nationalen Gesetzgeber angewandten Lösung, uneinheitliche Kriterien anzuwenden, die durch keine Regelungen des allgemein geltenden Rechts festgelegt sind. Wie bereits erwähnt, stellt der Einschluss der Akten von Organen, die keine demokratische Legimitation haben, zu den Rechtsquellen, eine Verletzung des Art. 288 Unterabsatz 5 des Übereinkommens über die Funktionsweise der Europäischen Union dar.

VIII
Wesentliche Mängel und interne Widersprüchlichkeiten der Schlussanträge des Generalanwalts

1.  Über die unzureichende Redlichkeit der vom Generalanwalt dargestellten Schlussanträge zeugt die fehlende Berücksichtigung der Stellungnahme des Nationalen Justizrates, die während der Verhandlung vor dem Gerichtshof der Europäischen Union am 14. Mai 2019 vorgestellt wurde. Auf der Verhandlung haben die Vertreter des Nationalen Justizrates ihre Stellungnahme ausführlich dargelegt, deren Thesen jedoch keineswegs in den Schlussanträgen des Generalanwalts berücksichtigt wurden - und zwar nicht mal in dem Berichtsteil der Schlussanträge – im Gegensatz zu den Stellungnahmen der Kläger, der Aufsichtsbehörde der Europäischen Freihandelsassoziation oder der Europäischen Kommission. In diesem Bereich ist der Antrag auf Zulassung der schriftlichen Stellungnahme des Nationalen Justizrates vom 4. April 2019, der beigefügt wird, begründet.
1. In dem Punkt 111 der Schlussanträge formuliert der Generalanwalt eine These, der zufolge das vorlegende Organ, welches die Vorlagefrage stellt und als Gericht anerkannt wird, und zwar gemäß den in der Rechtsprechung des Gerichtshofes erarbeiteten Kriterien, nicht unabhängig sein muss und äußert sogar die These, dass das Attribut der „Unabhängigkeit“ verschiedene Bedeutungen hat, und zwar abhängig davon, in welcher Sache dieser Begriff ausgelegt wird. Dieser Teil der Schlussanträge muss eine demokratische und rechtstaatliche Gesellschaft beunruhigen.
1. In dem Punkt 116 der Schlussanträge zitiert der Generalanwalt die Rechtsprechung des Gerichtshofes bezüglich des Gerichts sowie der Garantie der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit. Aus der zitierten Rechtsprechung geht keineswegs hervor, dass das Organ welches an der Ernennung zum Richteramt teilnimmt unabhängig und unabhängig von der Exekutive sein sollte. Die Schlussanträge stellen in diesem Teil eine Überinterpretation dar. Darüber hinaus begründet der Generalanwalt keineswegs seine These, dass „nur die Auswahl von Richtern aus dem Kreis von Richtern“ Unabhängigkeit garantiert. Unbegründet bleibt dabei die These, dass sich die aus dem richterlichen Umfeld ergebenden Einflüsse für die richterliche Unabhängigkeit nicht gefährlich sein sollten. In der Tat bestreben die Ergebnisse der Schlussanträge die Durchsetzung der Richterwahl durch Kooptation als einziges Modell, welches die spätere Unabhängigkeit eines in dieser Weise gewählten Richters gewährleistet.
1. Der Nationale Justizrat ist auch nicht mit der in Punkt 132 vom Generalanwalt vorgebrachten These, die sich auf einer falschen Verständnis des Sinnes von Vertretung stützt, einverstanden. Wenn man seine These als richtig ansehen würde, sollte man annehmen, dass auch zum Beispiel der Bürgerschutzbeauftragter oder alle Richter des polnischen Verfassungsgerichtshofes von Anfang an, als von der Parlamentskammer Sejm gewählt, Vertreter der Legislative sind. Es ist zu bemerken, dass der Generalanwalt die vorher geltenden nationalen Regelungen bezüglich der Art der Schaffung des Rates, nicht untersucht hat. Es ist an dieser Stelle zu erklären, dass die Wahl der Richter – Mitglieder des Rates durch die Organe der Selbstverwaltung der Richter keine breite Vertretung Richter aller Ebenen gewährleistete, insbesondere der Richter der Amtsgerichte, die nur im geringen Umfang auf der Generalversammlung der Richter der Bezirksgerichte, deren Mitglieder die Richter aus eigenem Kreis wählten, vertreten waren. Schlussfolgernd, ist der Nationale Justizrat der Meinung, dass die Schlussanträge des Generalanwalts vom 27. Juni 2019 r. auf falschen Annahmen beruhen, nicht alle Angelegenheiten erläutern, (was der Rat vor allem in den in den Punkten III-V und VII enthaltenen Thesen darlegt) die Stellungnahme der Rates außer Acht lässt, worauf der Rat in der These VI eingeht, und innerlich widersprüchlich sind (These VIII).
Der Nationale Justizrat weist darauf hin, dass die Dürre der rechtlichen Argumente zu einer traurigen Schlussfolgerung führt, dass der von dem Gerichtshof der Europäischen Union zu entscheidender Streit sich nicht auf der Ebene des Rechts vollzieht, nicht die Garantien für die richterliche Unabhängigkeit betrifft, sondern sich auf die Bewertung der Qualifikationen der auf Antrag des Nationalen Justizrates vom Präsidenten der Republik Polen ernannten Richtern reduziert, wobei diese Bewertung die Kompetenzen des Gerichtshofes überschreitet. Die Ernennung zum Richter stellt gemäß der Verfassung der Republik Polen eine Prärogative des Präsidenten der Republik Polen dar.
Im Zusammenhang mit den vorgebrachten Argumenten beantragt der Nationale Justizrat die Wiedereröffnung der geschlossenen Verhandlung, damit jegliche Zweifel, die den Schlussanträgen des Generalanwalts in den verbundenen Sachen C-585/18, C-624/18 und C-625/18 zugrunde gelegt wurden, geklärt werden. Die Ausführliche Argumentation des Rates, die von dem Generalanwalt nicht in Betracht gezogen wurde, wird diesem Antrag als Anlage beigefügt.
Zugleich ersucht der Rat um eine erneute Erwägung der Zulassung der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts, oder der Richter der Disziplinarkammer des Obersten Gerichts zum Verfahren, weil die aus den Schlussanträgen des Generalanwalts hervorgehenden Schlussfolgerungen den Status dieser Richter direkt in Frage stellen und somit das Recht verletzen, und zwar durch Angriff der Persönlichkeitsrechte dieser Richter unter Verletzung des Grundsatzes audiatur et altera pars. Das Verfahren betrifft daher Rechte konkreter natürlicher Personen, die keine Verfahrensbeteiligten sind.
Die obigen Anträge werden in dem Fall gegenstandslos, in dem der Gerichtshof den Standpunkt des Rates zur Unzulässigkeit der Beantwortung der Vorlagefragen (Punkt II), teilt.

Stellvertretender Vorsitzender des
Nationalen Justizrates

Richter Dr. Dariusz Drajewicz

Anlage:
Stellungnahme des Nationalen Justizrates vom 4. April 2019
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